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Anerkennungsgesetz Nordrhein -Westfalen 

Vom 28. Mai 2013 

Der Landtag hat das fülgende Gesetz beschlüssen, das 
hiermit verkündet wird: 

7123 

Anerkennungsgesetz N ordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Gesetz zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsqualifikationen 

in Nordrhein-Westfalen 
(Berufs qualifikations feststellungs gesetz NRW -

BQFG NRW) 

Teil 1 
Allgemeiner Teil 

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

Dieses Gesetz dient der besseren Nutzung von im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikationen für den 

deutschen Arbeitsmarkt, um eine qualifikationsnahe 
Beschäftigung zu ermöglichen. 

§ 2 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Feststellung der Gleichwer­
tigkeit im Ausland erwürbener Ausbildungsnachweise 
unter Berücksichtigung sünstiger nachgewiesener Be­
rufsqualifikatiünen und inländischer Ausbildungsnach­
weise für Berufe, die durch Rechtsvürschriften des 
Landes geregelt sind, süfern die entsprechenden berufs­
rechtlichen Regelungen des Landes unter Bezugnahme 
auf dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmen. § 20 
gilt auch für Verfahren vün bundesrechtlich geregelten 
Berufen. § 10 des Bundesvertriebenengesetzes bleibt un­
berührt. 

(2) Dieses Gesetz ist auf alle Persünen anwendbar, die im 
Ausland einen Ausbildungsnachweis erwürben haben 
und darlegen, in Nürdrhein-Westfalen eine ihrer Berufs­
qualifikatiün entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben 
zu wüllen. 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

(1) Berufsqualifikatiünen sind Qualifikatiünen, die durch 
Ausbildungsnachweise, Befähigungsnachweise üder ein­
schlägige, im Inland üder Ausland erwürbene Berufser­
fahrung nachgewiesen werden. 

(2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungszeugnisse und 
Befähigungsnachweise, die vün verantwürtlichen Stellen 
für den Abschluss einer erfülgreich absülvierten Ausbil­
dung ausgestellt werden. 

(3) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
durch Rechts- üder Verwaltungsvürschriften geregelte 
Berufsausbildung, berufliche Fürt- üder Weiterbildung. 
Die Berufsausbildung vermittelt die zur Ausübung einer 
qualifizierten beruflichen Tätigkeit erfürderliche berufli­
che Handlungsfähigkeit. Sie findet in einem geürdneten 
Ausbildungsgang statt, der auch den Erwerb der erfor­
derlichen Berufserfahrungen umfassen kann. Die berufli­
che Fürt- und Weiterbildung erweitert die berufliche 
Handlungsfähigkeit über die Berufsausbildung hinaus. 

(4) Berufe, die durch Rechts- üder Verwaltungsvürschrif­
ten des Landes geregelt sind, umfassen reglementierte 
Berufe und nicht reglementierte Berufe. 

(5) Reglementierte Berufe sind berufliche Tätigkeiten, 
deren Aufnahme üder Ausübung durch Rechts- 0. der Ver-

waltungsvürschriften an den Besitz bestimmter Berufs­
qualifikatiünen gebunden sind; eine Art der Ausübung 
ist insbesündere die Führung einer Berufsbezeichnung, 
die durch Rechts- üder Verwaltungsvürschriften auf Per­
sünen beschränkt ist, die über bestimmte Berufsqualifi­
katiünen verfügen. 

Teil 2 
Feststellung der Gleichwertigkeit 

Kapitell 
Nicht reglementierte Berufe 

§ 4 
Feststellung der Gleichwertigkeit 

(1)  Die zuständige Stelle stellt auf Antrag die Gleich­
wertigkeit fest, süfern 

1. der im Ausland erwürbene Ausbildungsnachweis die 
Befähigung zu vergleichbaren beruflichen Tätigkeiten 
wie der entsprechende landesrechtlich geregelte Aus­
bildungsnachweis belegt und 

2. zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifikatiünen 
und der entsprechenden landesrechtlich geregelten 
Berufsbildung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen. 

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachgewie­
senen Berufsqualifikatiünen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbildung liegen vür, 
süfern 

1. sich der im Ausland erwürbene Ausbildungsnachweis 
auf Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten bezieht, 
die sich hinsichtlich der vermittelten Inhalte üder auf 
Grund der Ausbildungsdauer wesentlich vün den Fer­
tigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten unterschei­
den, auf die sich der entsprechende landesrechtlich 
geregelte Ausbildungsnachweis bezieht, 

2. die nach Nummer 1 abweichenden Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten für die Ausübung des 
jeweiligen Berufs wesentlich sind und 

3 .  die Antragstellerin üder der Antragsteller diese 
Unterschiede nicht durch sünstige Befähigungsnach­
weise üder nachgewiesene einschlägige Berufserfah­
rung ausgeglichen hat. 

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle eines 
anderen Bundeslandes die Gleichwertigkeit festgestellt 
hat, ist die Inhaberin üder der Inhaber dieser Berufsqua­
lifikatiün so. zu behandeln, als sei insüweit die landes­
rechtlich geregelte Berufsqualifikatiün in diesem Bun­
desland erwürben würden. 

§ 5  
Vorzulegende Unterlagen 

(1) Dem Antrag sind fülgende Unterlagen beizufügen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der absülvierten Aus­
bildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkei­
ten in deutscher Sprache, 

2. ein Identitätsnachweis, 

3. im Ausland erwürbene Ausbildungsnachweise,  

4 .  Nachweise über einschlägige Berufserfahrung üder 
sünstige Befähigungsnachweise, süfern diese zur Fest­
stellung der Gleichwertigkeit erfürderlich sind, und 

5. eine Erklärung, üb und bei welcher Stelle bereits ein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sind 
der zuständigen Stelle in Fürm vün Originalen üder be­
glaubigten Küpien vürzulegen. Von den Unterlagen nach 
Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind Ubersetzungen in deut­
scher Sprache vürzulegen. Darüber hinaus kann die 
zuständige Stelle vün den Unterlagen nach Absiltz 1 
Nummer 2 und allen nachgereichten Unterlagen lJber­
setzungen in deutscher Sprache verlangen. Die Uber­
setzungen sind vün einer öffen1lich bestellten üder beei­
digten Dülmetscherin üder Ubersetzerin üder einem 
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öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder 
Übersetzer erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Absatz 2 
eine andere Form für die vorzulegenden Dokumente 
zulassen. 

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder 
den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemes­
senen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im 
Ausland absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen 
Berufsqualifikationen vorzulegen, soweit dies zur Fest­
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich ist. 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder 
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, 
kann die zuständige Stelle die Antragstellerin oder den 
Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemessenen 
Frist weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. 

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, in Nordrhein-Westfa­
len eine der Berufsqualifikationen entsprechende 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete Unterla­
gen können beispielsweise der Nachweis der Beantra­
gung eines Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der 
Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potentiellen 
Arbeitgebern oder ein Geschäftskonzept sein. Für 
Antragstellerinnen oder Antragsteller mit Wohnsitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem wei­
teren Vertrags staat des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie für 
Staatsangehörige dieser Staaten ist diese Darlegung ent­
behrlich, sofern keine besonderen Gründe gegen eine 
entsprechende Absicht sprechen. 

§ 6 
Verfahren 

(1)  Antragsberechtigt ist jede Person, die im Ausland 
einen Ausbildungsnachweis im Sinne des § 3 Absatz 2 
erworben hat. Der Antrag ist bei der zuständigen Stelle 
zu stellen. 

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats den Ein­
gang des Antrags einschließlich der nach § 5 Absatz 1 
vorgelegten Unterlagen. In der Empfangsbestätigung ist 
das Datum des Eingangs bei der zuständigen Stelle mit­
zuteilen und auf die Frist nach Absatz 3 und die Voraus­
setzungen für den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. 
Sind die nach § 5 Absatz 1 vorzulegenden Unterlagen 
unvollständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der 
Frist des Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzureichen 
sind. Die Mitteilung enthält den Hinweis, dass der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 erst mit Eingang der vollständi­
gen Unterlagen beginnt. 

(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona­
ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die Frist 
beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie 
kann einmal angemessen verlängert werden, wenn dies 
wegen der Besonderheiten der Angelegenheit gerechtfer­
tigt ist. Die Fristverlängerung ist zu begründen und 
rechtzeitig mitzuteilen. 

(4) Im Fall des § 5 Absatz 4 und 5 ist der Lauf der Frist 
nach Absatz 3 bis zum Ablauf der von der zuständigen 
Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zu Beendigung des 
sonstigen geeigneten Verfahrens gehemmt. 

(5) Der Antrag soll abgelehnt werden, soweit die Gleich­
wertigkeit im Rahmen anderer Verfahren oder durch 
Rechtsvorschrift bereits festgestellt ist. 

§ 7 
Form der Entscheidung 

(1)  Die Entscheidung über den Antrag nach § 4 Absatz 1 
ergeht durch schriftlichen Bescheid. 

(2) Ist der Antrag abzulehnen, weil die Feststellung der 
Gleichwertigkeit wegen wesentlicher Unterschiede im 
Sinne des § 4 Absatz 2 nicht erfolgen kann, sind in der 
Begründung auch die vorhandenen Berufsqualifikatio­
nen der Antragstellerin oder des Antragstellers sowie die 
wesentlichen Unterschiede zwischen den vorhandenen 

Berufsqualifikationen und der entsprechenden landes­
rechtlich geregelten Berufsbildung darzulegen. 

(3) Dem Bescheid ist eine Rechtsbehelfsbelehrung beizu­
fügen. 

§ 8 
Zuständige Stelle; Verordnungsermächtigung 

(1)  Zuständige Stelle im Sinne dieses Kapitels ist - vor­
behaltlich anderer Regelungen - für die am Berufskolleg 
gemäß Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in 
den Bildungsgängen des Berufskollegs (Ausbildungs­
und Prüfungsordnung Berufskolleg) erworbenen Berufs­
abschlüsse nach Landesrecht das für den Bereich Schule 
zuständige Ministerium, bei einer Berufsbildung, die 
nach dem Berufsbildungsgesetz für den Bereich der 
nichthandwerklichen Gewerbeberufe geregelt ist, die 
Industrie- und Handelskammer, bei einer Berufsbildung 
in Berufen der Handwerksordnung, die Handwerkskam­
mer. Im Ubrigen richtet sich die zuständige Stelle nach 
dem jeweiligen Fachrecht. 

(2) Das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Minis­
terium wird ermächtigt, die Aufgaben durch Rechtsver­
ordnung auf andere Stellen, die Aufgaben der öffentli­
chen Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen. 

(3) Zuständige Stellen können vereinbaren, dass die 
ihnen durch dieses oder auf Grund dieses Gesetzes über­
tragenen Aufgaben von einer anderen zuständigen Stelle, 
deren Sitz auch in einem anderen Bundesland sein kann, 
wahrgenommen werden. Die Vereinbarung bedarf der 
Genehmigung des jeweils zuständigen Ministeriums. 

Kapitel 2 
Reglementierte Berufe 

§ 9  
Voraussetzungen der Gleichwertigkeit 

(1)  Bei der Entscheidung über die Befugnis zur Auf­
nahme oder Ausübung eines in Nordrhein-Westfalen reg­
lementierten Berufs gilt der im Ausland erworbene Aus­
bildungsnachweis, unter Berücksichtigung sonstiger 
nachgewiesener Berufsqualifikationen, als gleichwertig 
mit dem entsprechenden landesrechtlich geregelten Aus­
bildungsnachweis, sofern 

1. der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis die 
Befähigung zu vergleichbaren beruflichen Tätigkeiten 
wie der entsprechende landesrechtlich geregelte Aus­
bildungsnachweis belegt, 

2 .  die Antragstellerin oder der Antragsteller bei einem 
sowohl in Nordrhein-Westfalen als auch im Ausbil­
dungsstaat reglementierten Beruf zur Ausübung des 
jeweiligen Berufs im Ausbildungsstaat berechtigt ist 
oder die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung des 
jeweiligen Berufs aus Gründen verwehrt wurde, die 
der Aufnahme oder Ausübung in Nordrhein-Westfalen 
nicht entgegenstehen und 

3. zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifikationen 
und der entsprechenden landesrechtlich geregelten 
Berufsbildung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen. 

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachgewie­
senen Berufsqualifikationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbildung liegen vor, 
sofern 

1. sich der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis 
auf Fähigkeiten und Kenntnisse bezieht, die sich hin­
sichtlich des Inhalts oder auf Grund der Ausbildungs­
dauer wesentlich von den Fähigkeiten und Kenntnis­
sen unterscheiden, auf die sich der entsprechende 
landesrechtlich geregelte Ausbildungsnachweis be­
zieht, 

2. die entsprechenden Fähigkeiten und Kenntnisse eine 
maßgebliche Voraussetzung für die Ausübung des 
jeweiligen Berufs darstellen und 

3. die Antragstellerin oder der Antragsteller diese 
Unterschiede nicht durch sonstige Befähigungsnach-
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weise oder nachgewiesene einschlägige Berufserfah­
rung ausgeglichen hat. 

§ 10 
Feststellung der vorhandenen Berufsqualifikationen 

(1) Sofern die Feststellung der Gleichwertigkeit wegen 
wesentlicher Unterschiede im Sinne des § 9 Absatz 2 
nicht erfolgen kann, werden bei der Entscheidung über 
die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung eines in 
Nordrhein-Westfalen reglementierten Berufs die vorhan­
denen Berufsqualifikationen und die wesentlichen 
Unterschiede gegenüber der entsprechenden landes­
rechtlich geregelten Berufsqualifikation durch Bescheid 
festgestellt. 

(2) In dem Bescheid wird zudem festgestellt, durch wel­
che Maßnahmen nach § 11 die wesentlichen Unter­
schiede gegenüber der erforderlichen landesrechtlich 
geregelten Berufsqualifikation ausgeglichen werden kön­
nen. 

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle eines 
anderen Bundeslandes die Gleichwertigkeit festgestellt 
hat, ist die Inhaberin oder der Inhaber dieser Berufsqua­
lifikation so zu behandeln, als sei insoweit die landes­
rechtlich geregelte Berufsqualifikation in diesem Bun­
desland erworben worden. 

§ 11  
Ausgleichsrnaßnahmen; Verordnungsermächtigung 

(1) Wesentliche Unterschiede im Sinne des § 9 Absatz 2 
können durch die Absolvierung eines höchstens dreijäh­
rigen Anpassungslehrgangs, der Gegenstand einer 
Bewertung sein kann, oder das Ablegen einer Eignungs­
prüfung im Inland ausgeglichen werden. 

(2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsrnaßnahmen im 
Sinne des Absatz 1 sind die vorhandenen Berufsqualifi­
kationen der Antragstellerin oder des Antragstellers zu 
berücksichtigen. Der Inhalt der Ausgleichsrnaßnahmen 
ist auf die festgestellten wesentlichen Unterschiede im 
Sinne des § 9 Absatz 2 zu beschränken. Inhalt und 
Durchführung der Ausgleichsrnaßnahmen können durch 
das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Ministe­
rium durch Rechtsverordnung geregelt werden. 

(3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die 
Wahl zwischen der Absolvierung eines Anpassungslehr­
gangs und dem Ablegen einer Eignungsprüfung, sofern 
die entsprechenden berufsrechtlichen Regelungen nichts 
anderes bestimmen. 

§ 12 
Vorzulegende Unterlagen 

(1) Zur Bewertung der Gleichwertigkeit sind dem 
Antrag zur Aufnahme oder Ausübung eines in Nord­
rhein-Westfalen reglementierten Berufs folgende Unter­
lagen beizufügen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Aus­
bildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkei­
ten in deutscher Sprache, 

2. ein Identitätsnachweis, 

3 .  im Ausland erworbene Ausbildungsnachweise, 

4. Nachweise über einschlägige Berufserfahrungen und 
sonstige Befähigungsnachweise, sofern diese zur Fest­
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich sind, 

5. im Fall von § 9 Absatz 1 Nummer 2 eine Bescheini­
gung über die Berechtigung zur Berufsausübung im 
Ausbildungsstaat und 

6. eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle bereits ein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 sind 
der zuständigen Stelle in Form von Originalen oder 
beglaubigten Kopien vorzulegen. Darüber hinaus kann 
die zuständige Stelle von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 2 und allen nachgereichten Unterlagen Über­
setzungen in deutscher Sprache verlangen. Vön den 
Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sind Uberset-

zungen in deutscher Sprache vorzulegen. Die Überset­
zungen sind von einer öffentlich bestellten oder beeidig­
ten Dolmetscherin oder Ubersetzerin oder einem 
ö.ffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder 
Ubersetzer erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Absatz 2 
eine andere Form für die vorzulegenden Dokumente 
zulassen. 

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder 
den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemes­
senen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im 
Ausland absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen 
Berufsqualifikationen vorzulegen, soweit dies zur Bewer­
tung der Gleichwertigkeit erforderlich ist. Soweit die 
Berufsbildung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, einem weiteren Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der 
Schweiz absolviert wurde, kann sich die zuständige 
Stelle an die zuständige Stelle des Ausbildungsstaates 
wenden. 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder 
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, 
kann die zuständige Stelle die Antragstellerin oder den 
Antragsteller auffordern, weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Soweit die Unterlagen in einem Mitglied­
staat der Europäischen Union, einem weiteren Vertrags­
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum oder in der Schweiz ausgestellt wurden, 
kann sich die zuständige Stelle an die zuständige Stelle 
des Ausbildungsstaates wenden. 

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, in Nordrhein-Westfa­
len eine ihren Berufsqualifikationen entsprechende Er­
werbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete Unterlagen 
können beispielsweise der Nachweis der Beantragung 
eines Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis 
einer Kontaktaufnahme mit potentiellen Arbeitgebern 
oder ein Geschäftskonzept sein. Für Antragstellerinnen 
oder Antragsteller mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, einem weiteren Vertrags staat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder in der Schweiz sowie für Staatsangehörige dieser 
Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine be­
sonderen Gründe gegen eine entsprechende Absicht 
sprechen. 

§ 13 

Verfahren; Verordnungsermächtigung 

(1)  Die Bewertung der Gleichwertigkeit nach § 9 erfolgt 
im Rahmen der Entscheidung über die Befugnis zur Auf­
nahme oder Ausübung eines in Nordrhein-Westfalen reg­
lementierten Berufs. 

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats den Ein­
gang des Antrags einschließlich der nach § 12 Absatz 1 
vorzulegenden Unterlagen. In der Empfangsbestätigung 
ist das Datum des Eingangs bei der zuständigen Stelle 
mitzuteilen und auf die Frist nach Absatz 3 und die Vor­
aussetzungen für den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. 
Sind die nach § 12 Absatz 1 vorzulegenden Unterlagen 
unvollständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der 
Frist des Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzureichen 
sind. Die Mitteilung enthält den Hinweis, dass der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 erst mit Eingang der vollständi­
gen Unterlagen beginnt. 

(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona­
ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die Frist 
beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie 
kann einmal angemessen verlängert werden, wenn dies 
wegen der Besonderheiten der Angelegenheit gerechtfer­
tigt ist. Für Antragsteller, die ihren Ausbildungsnachweis 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem Vertragsstaat des Abkommen über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz erworben 
haben oder deren Ausbildungsnachweise in einem dieser 
genannten Staaten anerkannt wurde, kann die Fristver­
längerung nach Satz 3 höchstens einen Monat betragen. 
Die Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig 
mitzuteilen. 
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(4) Im Fall des § 12 Absatz 4 und 5 ist der Lauf der Frist 
nach Absatz 3 bis zum Ablauf der von der zuständigen 
Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zur Beendigung des 
sonstigen geeigneten Verfahrens gehemmt. 

(5) Die Zuständigkeit richtet sich nach dem jeweiligen 
Fachrecht. 

(6) Das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Minis­
terium wird ermächtigt, die Aufgaben durch Rechtsver­
ordnung auf andere Stellen, die Aufgaben der öffentli­
chen Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen. 

(7) Zuständige Stellen können vereinbaren, dass die 
ihnen durch dieses oder auf Grund dieses Gesetzes über­
tragenen Aufgaben von einer anderen zuständigen Stelle, 
deren Sitz auch in einem anderen Bundesland sein kann, 
wahrgenommen werden. Die Vereinbarung bedarf der 
Genehmigung des jeweils zuständigen Ministeriums. 

Kapitel 3 

Berufe des Gesundheitswesens und Weiterbildungen 

§ 14 

Anwendungsbereich 

(1) Die Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes gelten 
auch für die bundesrechtlich geregelten Berufe des 
Gesundheitswesens, soweit die Gesetze des Bundes keine 
Regelungen treffen. 

(2) Die Ausgleichsrnaßnahmen nach § 15 gelten für reg­
lementierte und nicht reglementierte landesrechtlich 
geregelte Aus- und Weiterbildungen. 

§ 15 

Ausgleichsmaßnahmen 

(1) Bestehen wesentliche Unterschiede im Sinne des § 9 
Absatz 2, ist ein Anpassungslehrgang oder eine Eig­
nungsprüfung durchzuführen. 

(2) Die Antrag stellende Person hat die Wahl zwischen 
einem Anpassungslehrgang und einer Eignungsprüfung. 
Vor Durchführung einer Eignungsprüfung oder eines 
Anpassungslehrgangs ist zu prüfen, ob die von der 
Antrag stellenden Person im Rahmen ihrer Berufspraxis 
erworbenen Kenntnisse, unabhängig davon, in welchem 
Staat diese erworben wurden, den wesentlichen Unter­
schied ganz oder teilweise ausgleichen können. Bei 
Antrag stellenden Personen, die ihre Ausbildung oder 
Weiterbildung in einem anderen Vertragsstaat des Euro­
päischen Wirtschaftsraumes abgeschlossen haben, 
erstreckt sich der Anpassungslehrgang oder die Eig­
nungsprüfung auf die festgestellten wesentlichen Unter­
schiede. Bei Antragstellenden Personen, die ihre Ausbil­
dung oder Weiterbildung in Drittstaaten abgeschlossen 
haben, wird der Nachweis durch eine Kenntnisprüfung 
erbracht, die sich auf den Inhalt der Abschlussprüfung 
erstreckt, oder durch einen höchstens dreijährigen 
Anpassungslehrgang, der mit einer Prüfung über den 
Inhalt des Anpassungslehrgangs abschließt (Defizitprü­
fung). Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis­
terium wird ermächtigt für die Gesundheitsfachberufe, 
durch Rechtsverordnung die Regelungen zu Durchfüh­
rung und Inhalt der Ausgleichsrnaßnahmen, die Verwal­
tungszusammenarbeit der zuständigen Behörde mit den 
zuständigen Behörden der anderen Vertragsstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes und die Berichtspflicht 
der zuständigen Behörden gegenüber dem Bundesminis­
terium für Gesundheit zur Weiterleitung an die Europäi­
sche Kommission zu bestimmen. 

§ 16 

Spezialisierte Krankenpflegeausbildungen 

(1) Für Personen, die die Gleichwertigkeit einer Fach­
weiterbildung gemäß § 19 Weiterbildungs- und Prü­
fungsverordnung für Pflegeberufe vom 15. Dezember 
2009 (Gv. NRW. S. 904) in der jeweils geltenden Fassung 
beantragen, gelten die Voraussetzungen als erfüllt, wenn 

1. sie in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder der Schweiz eine Ausbildung 
als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als 
Gesundheits- und Krankenpfleger, die für die allge­
meine Pflege verantwortlich sind, abgeschlossen 
haben und nach § 2 Absatz 3 a und 4 sowie § 25 Kran­
kenpflegegesetz vom 16 .  Juli 2003 (BGBL I S. 1442) in 
der jeweils geltenden Fassung nachweisen und 

2. die Gleichwertigkeit des Weiterbildungs standes gege-
ben ist. 

(2) Spezialisierte Krankenschwestern und -pfleger, die 
keine Ausbildung für die allgemeine Pflege absolviert 
haben, sind berechtigt, ihre ausländische Berufsbezeich­
nung zu führen. 

§ 17 
Bereits anerkannte Drittstaatsdiplome 

Ein Drittstaatsdiplom über eine absolvierte Aus- oder 
Weiterbildung, das in einem anderen Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aner­
kannt wurde, ist gleichwertig im Sinne des § 4, wenn 
drei Jahre Berufserfahrung im Hoheitsgebiet des Mit­
gliedstaates, der die Aus- oder Weiterbildung anerkannt 
hat, durch diesen bescheinigt wird. 

Kapitel 4 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 18 
Sonstige Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit 

bei fehlenden Nachweisen 

(1) Kann die Antragstellerin oder der Antragsteller die 
für die Feststellung oder Bewertung der Gleichwertigkeit 
erforderlichen Nachweise nach § 5 Absatz 1, 4 und 5 
oder § 12 Absatz 1,4 und 5 aus selbst nicht zu vertreten­
den Gründen nicht oder nur teilweise vorlegen oder ist 
die Vorlage der entsprechenden Unterlagen mit einem 
unangemessenen zeitlichen und sachlichen Aufwand ver­
bunden, stellt die zuständige Stelle die für einen Ver­
gleich mit der entsprechenden inländischen Berufsbil­
dung maßgeblichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten der Antragstellerin oder des Antragstel­
lers durch sonstige geeignete Verfahren fest. Die Antrag­
stellerin oder der Antragsteller hat die Gründe glaubhaft 
zu machen, die einer Vorlage der entsprechenden Unter­
lagen entgegenstehen. Die zuständige Stelle ist befugt, 
eine Versicherung an Eides Statt zu verlangen und abzu­
nehmen. 

(2) Sonstige geeignete Verfahren zur Ermittlung der 
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Sinne des Absatz 1 sind insbesondere Arbeitsproben, 
Fachgespräche, praktische und theoretische Prüfungen 
sowie Gutachten von Sachverständigen. 

(3) Die Feststellung oder Bewertung der Gleichwertig­
keit nach den §§ 4 oder 9 erfolgt auf der Grundlage der 
Ergebnisse der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
sonstigen Verfahren. 

§ 19 
Mitwirkungspflichten 

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist ver­
pflichtet, alle für die Ermittlung der Gleichwertigkeit 
notwendigen Unterlagen vorzulegen sowie alle dazu 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Kommt die Antragstellerin oder der Antragsteller 
dieser Mitwirkungspflicht nicht nach und wird hierdurch 
die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, 
kann die zuständige Stelle ohne weitere Ermittlungen 
entscheiden. Dies gilt entsprechend, wenn die Antrag­
stellerin oder der Antragsteller in anderer Weise die Auf­
klärung des Sachverhalts erheblich erschwert. 

(3) Der Antrag darf wegen fehlender Mitwirkung nur 
abgelehnt werden, nachdem die Antragstellerin oder der 
Antragsteller auf die Folge schriftlich hingewiesen wor­
den ist und der Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist nachgekommen ist. 
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§ 20 
Kosten 

Die Landesregierung wird ermächtigt, für Verfahren zur 
Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbe­
ner Berufsqualifikationen nach bundes- oder landes­
rechtlichen Bestimmungen durch Rechtsverordnung Vor­
schriften zu erlassen über die gebührenpflichtigen 
Tatbestände und deren Höhe sowie über Gebührenermä­
ßigungen und -befreiungen und Auslagen. Die §§ 3 bis 6, 
9 bis 22, 25  Absatz 1 und §§  26 bis 28  des Gebührenge­
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen finden entspre­
chende Anwendung, soweit gesetzlich oder in der 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 

§ 21  
Rechtsweg 

(1) Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwal­
tungsrechtsweg gegeben. 

(2) Dieses Gesetz setzt die Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem­
ber 2005  über die Anerkennung von Berufsqualifikatio­
nen (ABI. L 255  vom 30 .9 .2005 ,  S. 22; L 2 7 1  vom 
16. 10 .2007, S. 18; L 93 vom 4.4 .2008,  S. 28; L 33 vom 
3 .2 .2009 ,  S. 49) ,  zuletzt geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 279/2009 (ABI. L 93 vom 7.4 .2009,  S. 11) ,  um. Soweit 
nach europäischen Richtlinien ein Anspruch auf Durch­
führung von Ausgleichsrnaßnahmen im Sinne des § 11  
vorgesehen ist, gewährt § 11  einen derartigen Anspruch 
nur für antragstellende Personen, die dem Anwendungs­
bereich der Richtlinie unterfallen. 

Teil 3 
Schlussvorschriften 

§ 22 
Statistik 

(1) Über die Verfahren zur Feststellung der Gleichwer­
tigkeit nach diesem Gesetz wird eine Landesstatistik 
geführt. Die Angaben hierzu werden vom Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
Geschäftsbereich Statistik - erhoben und aufbereitet. 

(2) Die Statistik erfasst jährlich für das vorausgegan­
gene Kalenderjahr folgende Erhebungsmerkmale: 

1. Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Wohnort des Antrag­
stellers, Datum der Antragstellung, 

2. Ausbildungsstaat, deutscher Referenzberuf oder deut­
sche Referenzausbildung, 

3. Datum der Entscheidung, Gegenstand und Art der 
Entscheidung, und 

4. eingelegte Rechtsbehelfe und Entscheidungen darü-
ber. 

(3) Hilfsmerkmale sind: 

1. Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen, und 

2. Name und Telefonnummer sowie Adresse für elektro­
nische Post der für Rückfragen zur Verfügung stehen­
den Person. 

(4) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Die 
Angaben nach Absatz 3 Nummer 2 sind freiwillig. Aus­
kunftspflichtig sind die nach diesem Gesetz und nach 
anderen berufs rechtlichen Gesetzen und Verordnungen 
für die Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
zuständigen Stellen. 

(5) Die Angaben sind elektronisch an den Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
Geschäftsbereich Statistik - zu übermitteln. 

(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, 

1. die Erhebung einzelner Merkmale auszusetzen, die 
Periodizität zu verlängern sowie den Kreis der zu 
Befragenden einzuschränken, wenn die Ergebnisse 
nicht mehr oder nicht mehr in der ursprünglich vor­
gesehenen Ausführlichkeit oder Häufigkeit benötigt 
werden; und 

2 .  einzelne neue Merkmale einzuführen, wenn dies nach 
dem Zweck der Erhebung erforderlich ist und durch 
gleichzeitige Aussetzung anderer Merkmale eine 
Erweiterung des Erhebungsumfangs vermieden wird; 
nicht eingeführt werden können Merkmale, die beson­
dere Arten personenbezogener Daten nach § 4 
Absatz 3 des Datenschutzgesetzes NRW betreffen. 

(7) Die Vorschriften des Bundesstatistikgesetzes finden 
mit Ausnahme der §§ 23 und 24 Anwendung. 

(8) An die obersten Landesbehörden dürfen für die Ver­
wendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Rege­
lung von Einzelfällen, von Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen Tabellen mit statistischen Ergeb­
nissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall ausweisen. 

§ 23 
Inkrafttreten, Evaluation und Berichtspflicht 

(1)  Dieses Gesetz tritt am Tag nach seinerVerkündung in 
Kraft. 

(2) Auf der Grundlage der Statistik nach § 22 überprüft 
die Landesregierung nach Ablauf von vier Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes seine Anwendung und Aus­
wirkungen. 

(3) Über das Ergebnis ist dem Landtag bis zum 3 1. 
Dezember 2017 zu berichten. 
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Artikel 2 
Änderung des Ingenieurgesetzes 

Das Ingenieurgesetz vom 5. Mai 1970 (Gv. NRW. S. 3 12),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 2008 (Gv. 
NRW. S. 489),  wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

"das Studium einer technischen oder naturwissen­
schaftlichen Fachrichtung an einer deutschen 
Hochschule mit der Dauer von mindestens drei 
Studienjahren oder '. ' 

b) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

"das Studium an einer deutschen öffentlichen oder 
hinsichtlich des Studienabschlusses rechtlich 
gleichgestellten deutschen privaten Ingenieur­
schule mit einer Dauer von mindestens drei Stu­
dienjahren oder '. ' 

2. § 2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sich aus dem 
Zeugnis der ausländischen Hochschule oder Schule zu 
einem Zeugnis der in § 1 Nummer 1 Buchstabe a oder 
b genannten Hochschulen oder Schulen keine wesent­
lichen Unterschiede ergeben." 

3. § 2 Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

4. § 2 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

,, (6) Für das Anerkennungsverfahren von im Ausland 
erworbenen Qualifikationen gelten die Regelungen 
des Gesetzes über die Feststellung der Gleichwertig­
keit ausländischer Bildungsqualifikationen in Nord­
rhein-Westfalen." 

5 .  In § 3 Absatz 1 werden die Wörter "oder innerhalb 
einer Ausschlussfrist von einem Jahr nach Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes der zuständigen Behörde schrift­
lich anzeigt" aufgehoben. 

6. § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

, , (2) Wer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Tätig­
keit unter der in § 1 genannten Berufsbezeichnung 
oder eine Tätigkeit, die in der Regel von einem Ingeni­
eur oder einer Ingenieurin ausgeführt wird, ausgeübt 
hat, aber aus Rechtsgründen bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die in § 1 genannte Berufsbezeichnung nicht 
führen durfte, ist berechtigt, diese nach Wegfall des 
Hinderungsgrundes zu führen, wenn innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Ausschlussfrist die diesbezügli-



Gesetz- un d Veror dnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 17 vom 14. Juni 2013 277 

che Absicht unter Angabe des Hinderungsgrundes der 
zuständigen Behörde schriftlich angezeigt wurde." 

7. § 3 Absatz 4 wird aufgehoben. 

8. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,, (4) Die Landesregierung kann die Zuständigkeit ent­
sprechend der §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes auf eine ein­
zelne Bezirksregierung übertragen." 

9. § 5 a wird aufgehoben. 

2030 

Artikel 3 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Das Landesbeamtengesetz vom 2 1. April 2009 (GV NRW. 
S. 224), zuletzt geändert Artikel 8 des Gesetzes vom 16. 
Mai 2013 (GV NRW. S.  234), in Kraft getreten am 1. Juni 
2013 ., wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 12 wie 
folgt gefasst: 

, , §  12 Anerkennung der Laufbahnbefähigung auf 
Grund der Richtlinie 2005/36/EG und aufgrund in 
Drittstaaten erworbener Berufsqualifikationen '. ' 

2 .  § 12 wird wie folgt gefasst: 

,, § 12 
Anerkennung der Laufbahnbefähigung auf Grund der 
Richtlinie 2005/36/EG und auf Grund in Drittstaaten 
erworbener Berufsqualifikationen 

(1) Die Laufbahnbefähigung kann auch 

1. auf Grund der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikatio­
nen (ABL L 255  vom 30 .9 .2005 ,  S. 22) in der jeweils 
geltenden Fassung oder 

2. nach Maßgabe des § 7 Beamtenstatusgesetz auf 
Grund einer auf eine Tätigkeit in einer öffentlichen 
Verwaltung vorbereitenden Berufsqualifikation, die 
in einem von § 7 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
Beamtenstatusgesetz nicht erfassten Drittstaat 
erworben worden ist, 

anerkannt werden. 

(2) Das Nähere, insbesondere das Anerkennungsver­
fahren sowie die Ausgleichsmaßnahmen, regelt das für 
Inneres zuständige Ministerium, für die Laufbahnen 
der Lehrerinnen und Lehrer das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium, durch Rechtsverordnung. 
Das Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsqualifikationen in N ordrhein­
Westfalen findet keine Anwendung. Ergänzende Fest­
legungen können die Rechtsverordnungen nach § 6 
treffen. 

(3) Die deutsche Sprache muss in dem für die Wahr­
nehmung der Aufgaben der Laufbahn erforderlichen 
Maße beherrscht werden." 
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Artikel 4 
Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 

Das Lehrerausbildungsgesetz vom 12.  Mai 2009 (GV. 
NRW. S. 308) wird wie folgt geändert: 

§ 14 wird wie folgt geändert: 

1. Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

"Ablehnende Bescheide enthalten neben der Begrün­
dung einen Hinweis auf Stellen, die die Antragstelle­
rinnen und Antragsteller über die in ihrem Einzelfall 
bestehenden lehramtsbezogenen Studien- und Ausbil­
dungsmöglichkeiten beraten können." 

2 .  Dem Wortlaut des Absatzes 5 wird folgender Satz vor­
angestellt: 

"Das Gesetz über die Feststellung der Gleichwertig­
keit ausländischer Berufsqualifikationen in Nord­
rhein-Westfalen findet mit Ausnahme von dessen § 10 
Absatz 3 keine Anwendung." 
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Artikel 5 
Änderung des Lebensmittelchemikergesetzes 

Das Lebensmittelchemikergesetz vom 7. März 1978  (GV. 
NRW. S.  88),  zuletzt geändert durch Gesetz vom 8 .  Feb­
ruar 2006 (GV NRW. S. 87) ,  wird wie folgt geändert: 

Dem § 2 Absatz 2 werden die folgenden Sätze angefügt: 

"Wird im Verfahren zur Feststellung der Gleichwertig­
keit im Ausland erworbener Berufsqualifikationen ein 
wesentlicher Unterschied nach § 9 Absatz 2 Berufsquali­
fikationsfeststellungsgesetz NRW festgestellt, kann die 
Antragstellerin oder der Antragsteller zum Ausgleich 
eine Eignungsprüfung ablegen. Ein Anpassungslehrgang 
ist als Ausgleichsmaßnahme ausgeschlossen, sofern nicht 
eine Rechtsverordnung des Ministeriums anderes 
bestimmt." 
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Artikel 6 
Änderung des Hochschulgesetzes 

Das Hochschulgesetz vom 3 1. Oktober 2006 (GV NRW. 
S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 3 1. Januar 2012  (GV. NRW. S. 90), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Für die Verleihung und Führung von Graden sowie 
hinsichtlich der Zuständigkeit für die Bewertung aus­
ländischer Hochschulqualifikationen auf der Basis des 
Ubereinkommens über die Anerkennung von Qualifi­
kationen im Hochschulbereich in der europäischen 
Region vom 17. April 1997 (BGBL II S. 713) gilt dieses 
Gesetz nach Maßgabe des § 69." 

2 .  Dem § 69 wird folgender Absatz angefügt: 

, ,(9) Das Ministerium ist berechtigt, die Bewertung 
ausliindischer Hochschulqualifikationen auf der Basis 
des Ubereinkommens über die Anerkennung von Qua­
lifikationen im Hochschulbereich in der europäischen 
Region vom 17. April 1997 (BGBL II S. 7 13) auf das 
Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusmi­
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
- Zentral stelle für ausländisches Bildungswesen -
oder auf eine andere Stelle, die Aufgaben der öffentli­
chen Verwaltung wahrnimmt und deren Sitz auch in 
einem anderen Bundesland sein kann, zu übertragen. 
Es wird ermächtigt, die Einzelheiten der Zuständig­
keitsübertragung nach Satz 1 durch Verwaltungsver­
einbarung mit dem jeweiligen Land zu regeln." 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 28 .  Mai 2013  

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Die Ministerin für Schule und Weiterbildung 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Sylvia L ö h r m a n n  

Der Minister für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk 

zugleich für den Finanzminister 

Garrelt D u i n 

Der Minister für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  
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Der Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales 

Guntram S c  h n e i d  e r 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t  y 

Der Minister für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz 

Johannes R e m  m e 1 

Der Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s e h e  k 

Die Ministerin für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

Die Ministerin für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport 

Ute S c  h ä f e r 

Die Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

Die Ministerin für Bundesangelegenheiten, 
Europa und Medien 

Dr. Angelica S c h w a l l  - D ü r e n  

- GV NRW 2013 S .  272 

Verordnung 
zur Änderung der Universitätsklinikum­

Verordnung 

Vom 22. Mai 2013 

Auf Grund des § 31 a Absatz 2 des Hochschulgesetzes 
vom 3 1. Oktober 2006 (GV NRW S. 474), der durch Arti­
kel 1 des Hochschulmedizingesetzes vom 20.  Dezember 
2007 (GV NRW S. 744) eingefügt worden ist, wird im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem 
Ministerium für Inneres und Kommunales und mit 
Zustimmung des für Innovation, Wissenschaft und For­
schung zuständigen Ausschusses des Landtags verord­
net: 

Artikel 1 

Die Universitätsklinikum-Verordnung vom 20.  Dezember 
2007 (GV NRW S. 744) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 wird jeweils die 
Angabe ,,(§ 15)"  durch die Angabe ,,(§ 16)" er­
setzt. 

b) In Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter "der Auf­
sichtsrat" durch die Wörter "die Schlichtungs­
kommission nach § 16 Abs. 2 "  ersetzt. 

c) Absatz 6 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6. 

2 .  § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Er ist zuständig für alle Angelegenheiten 
des Universitätsklinikums, die über die lau­
fende Geschäftsführung hinausgehen, und 
trägt Sorge für die Erfüllung der Aufgaben 
und Verpflichtungen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 ,  
Absatz 3 Satz 1 und 2 ." 

bb) In dem neuen Satz 3 Nummer 2 werden vor 
den Wörtern "der Mitglieder" die Wörter 
"und Abberufung" sowie vor den Wörtern 
"des Vorstandsvorsitzenden" die Wörter "der 
oder" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Nummer 6 wird die Angabe ,,§ 1 5 "  
durch die Angabe ,, § 1 6 "  ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert. 

aal In Satz 1 werden nach den Wörtern ,, § 31 a 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und 4" das Wort "Hoch­
schulgesetz" und nach dem Wort "Ministeri­
um" die Wörter "im Benehmen mit dem Prä­
sidium der Universität und dem Vorstand des 
U niversi tä tsklinikums" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze er­
setzt: 

"Eine Abberufung aus wichtigem Grund ist 
möglich. Die Bestellung der Mitglieder ge­
mäß § 3 1 a  Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und 4 Hoch­
schulgesetz hat geschlechtsparitätisch zu er­
folgen. Die Gründe für ein Abweichen 
hiervon sind aktenkundig zu machen." 

ce) Vor dem bisherigen Satz 3 wird die Absatz­
bezeichnung ,,(3 a) " eingefügt. 

d) Nach Absatz 6 werden die folgenden Absätze 7 
und 8 eingefügt: 

, ,(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats unterliegen 
der Verschwiegenheitspflicht, die Mitglieder nach 
§ 3 1  a Abs. 4 Nr. 1 und 2 Hochschulgesetz jedoch 
nur der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit. 

(8) Die Tätigkeit der Mitglieder gemäß § 31 a 
Abs. 4 Nr. 3 und 4 Hochschulgesetz ist ehrenamt­
lich. Das für Innovation, Wissenschaft und For­
schung zuständige Ministerium setzt eine ange­
messene Aufwandsentschädigung fest. § 21 Abs. 5 
Satz 3 Hochschulgesetz gilt entsprechend." 

e) Der bisherige Absatz 7 wird aufgehoben. 

3. Dem Wortlaut des § 5 Absatz 2 werden die folgenden 
Sätze vorangestellt: 

"Die Mitglieder des Vorstands werden vom Auf­
sichtsrat bestellt. Die Wiederbestellung ist zulässig. 
Im Falle der Wiederbestellung kann der Aufsichtsrat 
auf eine Ausschreibung verzichten." 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,(§ 15)"  durch 
die Angabe , ,(§ 16)" ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Nimmt das Universitätsklinikum zur Deckung 
seiner Ausgaben insbesondere für Investitionen 
oder Investitionsfördermaßnahmen Kredite auf, 
so dürfen diese insgesamt 20 Prozent des in der 
Bilanz des letzten nach § 8 Abs. 4 geprüften Ab­
schlusses ausgewiesenen Anlagevermögens nicht 
übersteigen; der Nachweis der Rentierlichkeit der 
Kreditaufnahme ist durch eine Investitionsrech­
nung zu führen." 

5 .  Nach § 9 wird folgender § 10  eingefügt: 

,,§ 10 
Schwerpunktsetzung 

Das Universitäts klinikum und unbeschadet der Ge­
samtverantwortung der Universität (§ 26 Abs. 2 
Satz 1 Hochschulgesetz) der Fachbereich Medizin 
stellen einen gemeinsamen Struktur- und Entwick­
lungsplan auf, in dem Schwerpunkte in der Kran­
kenversorgung, Forschung und Lehre festgelegt wer­
den, die Eingang finden in die nach § 6 
Hochschulgesetz zwischen Land und Hochschule ab­
zuschließenden Ziel- und Leistungsvereinbarungen. 
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